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1. Einleitung 

In ihrem aktuellen Bauhofbericht „Optimierungspotenziale im Baubetriebshof II: 

Leistungszukauf am Markt und Interkommunale Zusammenarbeit“ stellt die 

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) dar, wie 

die Nutzung von Dienstleistern sowie die interkommunale Zusammenarbeit das 

Bestreben der Kommunen nach wirtschaftlicher Optimierung sinnvoll unterstüt-

zen können. Die KGSt empfiehlt, die interkommunale Zusammenarbeit als we-

sentliches Gestaltungsinstrument in Alternativbetrachtungen einzubeziehen.3 

Hierbei werden drei unterschiedliche Möglichkeiten des „Leistungszukaufs“  

identifiziert, in dessen Rahmen sowohl die interkommunale Zusammenarbeit als 

auch die Nutzung externer Dienstleister fällt:4 

• Zukauf von Personal; 

• Zukauf von Maschinen; 

• Zukauf von Dienstleistungen. 

Abb. 1: Beispiele von Kernproblemen und Handlungsoptionen bei verschiedenen Szenarien im 
Winterdienst: Die Kreuze bezeichnen mögliche Probleme bzw. Handlungsoptionen, Kreuze in 
Fettdruck die wahrscheinlicheren Handlungsoptionen.5 

                                                 
3  Vgl. KGSt (2007), S. 4. 
4  Vgl. KGSt (2007), S. 4. 
5  Vgl. KGSt (2007), S. 31. 
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Abb. 1 verdeutlicht am Beispiel Winterdienst, in welcher Hinsicht die interkom-

munale Zusammenarbeit für Kommunen eine sinnvolle Handlungsoption dar-

stellen kann. 

„Kommunen und ihre Baubetriebshöfe sind gut beraten, wenn sie nicht nur zwi-

schen komplett eigener Leistungserstellung oder Outsourcing von Leistungs-

produktion entscheiden, sondern auch punktuellen Leistungszukauf im Rahmen 

der Produkterstellung prüfen. Hier können Potenziale auf dem Weg zur Wirt-

schaftlichkeitssteigerung liegen, die es zu nutzen gilt!“6 Neben den dazu von der 

KGSt skizzierten Möglichkeiten interkommunaler Zusammenarbeit und Be-

schaffung von gewerblichen Anbietern ist zu prüfen, ob sich Miete und Leasing7 

als Realisierungsoptionen anbieten – die grundsätzliche Betrachtung zur Vor-

teilhaftigkeit der Finanzierung mittels Leasing anstelle eines (kredit-)finanzierten 

Kaufs ist nicht Gegenstand dieses Beitrages. 

Diese zusätzliche Option und ihre möglichen Wechselwirkungen mit den be-

nannten anderen Beschaffungsformen begründen das gemeinsame For-

schungsinteresse der KGSt und des Forschungsinstituts für Leasing an der  

Universität zu Köln. 

1.1 Leasing und Miete als Realisierungsoption  

Bei Leasing- und Mietverhältnissen sind Eigentümerfunktion und Nutzerfunktion 

getrennt. Der Leasinggeber / Vermieter von Fahrzeugen hat ein originäres Inte-

resse daran, dass die von ihm bereitgestellten Fahrzeuge möglichst wertstabil 

bleiben und möglichst hohe Miet- / Leasingumsätze erzielen.  

Dem Bestreben nach Wertstabilität ist es zuträglich, wenn die Fahrzeuge so 

konfiguriert werden, dass sie von mehreren Nutzern verwendet werden können 

(Restwertstabilität). 

                                                 
6  Vgl. KGSt (2007), S. 4. 
7  Die Begriffe „Leasing“ und „Miete“ werden im Folgenden grundsätzlich gemeinsam aufgeführt. Unter 

Leasing wird dabei generell ein langfristiges Mietverhältnis (> ein Jahr), unter Miete generell ein kurzfris-
tiges Mietverhältnis (< ein Jahr) verstanden. Die Frage nach Haftungsbeschränkungen und Leistungsum-
fang, welche eine weitere Differenzierung dieser beiden Begriffe ermöglicht, ist nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung und wird daher nicht näher erörtert. 
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Dem Bestreben nach möglichst hohen Leasing- / Vermietumsätzen kommt eine 

hohe Auslastung der Fahrzeuge entgegen. Daher besteht hier eine Interessen-

kongruenz zwischen Leasinggebern / Vermietern und den Befürwortern inter-

kommunaler Fahrzeugnutzung. 

1.2 Fahrzeug-Pooling 

Bezieht sich die gemeinsame Fahrzeugnutzung auf eine Mehrzahl von Fahr-

zeugen, so werden diese zumeist in Fahrzeug-Pools zusammengefasst. Unter 

„Fahrzeug-Pooling“ wird demnach die organisatorische Zusammenfassung von 

Fahrzeugen verstanden, die unterschiedlichen Nutzern zugänglich gemacht 

werden. Dabei ist nicht entscheidend, ob die Fahrzeuge des Fahrzeug-Pools 

örtlich zusammengefasst sind. Vielmehr ist die zusammengefasste Steuerung 

und Disposition der Fahrzeuge kennzeichnend. Aus Kostensicht bietet das 

Fahrzeug-Pooling Vorteile durch die Nutzung von Synergieeffekten, während 

steigende Transaktionskosten (z.B. durch Übergabe, Transport etc.) zu 

Nachteilen führen. 

1.3 Bundeswehr hat Fahrzeug-Pooling für sich entdeckt 

Am Beispiel des größten öffentlichen Fuhrparks in Deutschland wird der Vorteil 

eines Fahrzeug-Pools deutlich: Der Bund hat für das Management der ca. 

23.000 handelsüblichen Fahrzeuge der Bundeswehr ein eigenes Fuhrparkma-

nagement-Unternehmen in Form einer GmbH gegründet (BwFuhrparkService 

GmbH). 

Da der Bedarf an handelsüblicher Fahrleistung von Dienststelle zu Dienststelle 

saisonal stark schwankt, wird etwa ein Viertel der Fahrzeuge über so genannte 

„Mobilitätscenter“ disponiert und durch Dienststellen aller Organisationsberei-

che genutzt. Durch diese Pooling-Lösung ist die Auslastung im Pkw-Bereich um 

etwa die Hälfte angestiegen, während die Kosten pro Kilometer um über 20 % 

gesunken sind. Gewissermaßen „nebenbei“ wurde der ehemals stark überalter-

te Fuhrpark umfassend modernisiert.  
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1.4 Spitzenlastabdeckung und Modernisierung 

Das Durchschnittsalter der Pkw der Bundeswehr wurde von ca. neun Jahren 

auf nunmehr ca. ein Jahr abgesenkt. Das Prinzip des Fahrzeug-Poolings nutzt 

die Schwankungen in den Nutzungsprofilen aus, indem die permanent benötig-

ten Fahrzeuge dauerhaft bei den Nutzern verbleiben, während die Spitzenlas-

ten aus dem Pool gedeckt werden. Diese Spitzenlastabdeckung kann ebenso 

von externen Dritten im Wege der Dienstleistung vorgenommen werden. 

Die BwFuhrparkService GmbH arbeitet nach unternehmerischen Grundsätzen 

und ist daher bestrebt, die Fahrzeuge sowohl hoch auszulasten als auch mög-

lichst vielen Dienststellen deren Nutzbarkeit zu ermöglichen (z. B. durch stan-

dardisierte Fahrzeugmuster). Die Finanzierung wird größtenteils über Leasing 

vorgenommen, um Fahrzeugbeschaffungen unabhängig von der Zuweisung 

investiver Mittel durch den Bundeshaushalt vornehmen zu können. 

Grundsätzlich gilt, dass Pooling-Lösungen sowohl mit Kauffahrzeugen als auch 

mit Leasing- / Mietfahrzeugen realisiert werden können. Die Art der Finanzie-

rung und die Art des Managements sind getrennt zu betrachten. Allerdings kön-

nen Leasingkonzepte, wenn sie über reines Finanzierungsleasing hinausgehen, 

weitere qualitative Aspekte enthalten, die dem Gelingen einer Pooling-Lösung 

zuträglich sind: Einerseits kann durch die Leasingfinanzierung sichergestellt 

werden, dass der Fuhrpark auf einem dauerhaft modernen Stand gehalten wird 

– schließlich ist eine gute Verfügbarkeit der Poolfahrzeuge für die Akzeptanz 

durch die Nutzer notwendig. Andererseits hat der Fuhrpark-Manager ein eige-

nes Interesse an einer möglichst hohen Auslastung der Fahrzeuge. Diese bei-

den Elemente können zu einem höheren Rationalisierungsdruck führen, wie am 

Beispiel der Bundeswehr deutlich wird. 

1.5 Potenzial- und Ist-Analyse 

In der vorliegenden Untersuchung wurde empirisch erforscht, welche Potenziale 

in Zukunft eröffnet werden könnten und wie sich der Ist-Zustand der interkom-

munalen Fahrzeugnutzung und der Nutzung von Dienstleistern derzeit darstellt. 
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Dabei ist zu beachten, dass es „kein generelles Erfolgsrezept zur Leistungsver-

gabe und interkommunaler Zusammenarbeit“8 gibt. Demzufolge sind die im 

Rahmen dieser Untersuchung gefundenen Potenziale stark von den individuel-

len Begebenheiten vor Ort abhängig. 

1.6 Keine allgemeingültige Aussage zum Leasing 

Die Frage, ob Leasing- / Mietverhältnisse prinzipiell wirtschaftlicher sind, kann 

nicht generell beantwortet werden. Es wird lediglich aufgezeigt, ob Potenziale 

für Steigerungen der Kosteneffizienz entstehen können. Inwiefern die „Rendite“ 

einer möglichen Effizienzsteigerung zum Wohle der Kommunen genutzt werden 

kann (und nicht nur für die Leasinggeber profitabel ist), hängt vor allem damit 

zusammen, ob die Angebote der Leasinggeber auf Grund einer transparenten 

Vergleichsrechnung und eines regen Wettbewerbs auch nachweisbar und 

nachhaltig wirtschaftlicher sind. 

2. Grundsätze der Untersuchung 

Aus der beschriebenen ersten Problematisierung wurden die wesentlichen For-

schungsfragen abgeleitet: 

• Wie groß ist der Handlungsdruck bei den Kommunen? Wie hoch ist die Zu-

friedenheit mit den kommunalen Fuhrparks? 

• Wie sind kommunale Fuhrparks zusammengesetzt? Wo sind die größten 

Potenziale mit Blick auf die Fahrzeugklassen zu erwarten? 

• Wie sind die Fahrzeuge derzeit ausgelastet? Gibt es typische saisonale 

Schwankungen? 

• Inwiefern werden Fahrzeuge schon heute interkommunal genutzt bzw. wo 

ersetzen Dienstleister die von den Kommunen ehemals selbst erbrachten 

(Fahrzeug-)Leistungen? 

                                                 
8  KGSt (2007), S. 3. 
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• Wo sehen die Praktiker die größten Hindernisse und Chancen für eine Um-

setzung? 

Im Wege einer onlinegestützten Fragebogenaktion wurden im Zeitraum 27.11. – 

22.12.2006 ca. 1.600 Kommunen aller Größenordnungen aus 13 Bundeslän-

dern befragt. 

Ca. 600 Kommunen haben den verschickten Fragebogen angeklickt und 211 

Kommunen haben ihn vollständig ausgefüllt (vgl. Tab. 1). Diese Fragebögen 

wurden über das Programm SPSS statistisch ausgewertet und mit Excel weiter 

verarbeitet.  

Größenklasse 
Anzahl  

beendeter 
Fragebögen

Anteil Größenklasse 
an Grundgesamtheit 

dt. Kommunen 
Gemeinde/ Stadt (< 5.000 Ew.)     8   16,3% 
Gemeinde/ Stadt (5.000 – 20.000 Ew.) 104   25,7% 
Gemeinde/ Stadt (20.000 – 60.000 Ew.)    57   21,3% 
Gemeinde/ Stadt (60.000 – 100.000 Ew.)    13     5,9% 
Gemeinde/ Stadt (> 100.000 Ew.)    12   30,7% 
Kreis    17  
Summe 211 100,0% 

Tab. 1: Verteilung der Stichprobe und der Grundgesamtheit der Kommunen in Deutschland 

Damit die Erhebung objektiv ist, wurden die Fragen über einen anonymen Fra-

gebogen gestellt und nach einem standardisierten Verfahren ausgewertet. 

Um die Reliabilität der Untersuchung sicher zu stellen, wurde die Verteilung der 

Stichprobe (n = 211) nach Gemeinde-Größenklassen mittels Horvitz-

Thompson-Schätzer auf die Verteilung der Grundgesamtheit (nach Daten des 

Statistischen Bundesamtes von 2003) modelliert. Daraus ergaben sich jedoch 

nur geringfügige Veränderungen der Ergebnisse, was insgesamt auf eine ro-

buste Stichprobe hinweist. 

Zudem wurden die im Literaturstudium ermittelten Fragen im Experteninterview 

finalisiert, damit die Untersuchung valide ist. 
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3. Befunde 

Die Erhebung des Ist-Zustandes wurde mit der Frage nach der Zufriedenheit 

mit dem eigenen Fuhrpark eingeleitet. Als maßgebliche Entscheidungskriterien 

dienten hierbei das Alter der Fahrzeuge, die Auswahl an Fahrzeugtypen und die 

Größe des Fuhrparks. 

3.1 Zufriedenheit mit dem Fuhrpark 

Auf die Frage „Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Fuhrpark?“ antworteten vor al-

lem Kreise und große Städte mit positiven Noten (vgl. Abb. 2). 

Bei Städten und Gemeinden zeigt sich ein klarer Trend, dass die Zufriedenheit 

mit steigender Größe zunimmt. Die höchste Zufriedenheit herrscht jedoch bei 

den Kreisen. Am meisten stört die Städte und Gemeinden das Alter der verfüg-

baren Fahrzeuge. 

Zufriedenheit mit dem Fuhrpark

2,27

2,55

2,74

2,99

2,14

2,05

2,22

2,70

2,18

2,29

2,25

2,30

2,29

3,00
3,10

1,99

2,53

2,59

0,00 0,50 1,00 1,50 2,00 2,50 3,00 3,50

Gemeinde/ Stadt (< 5.000 Einwohner)

Gemeinde/ Stadt (5.000 - 20.000 Einwohner)

Gemeinde/ Stadt (20.000 - 60.000 Einwohner)

Gemeinde/ Stadt (60.000 - 100.000 Einwohner)

Gemeinde/ Stadt (> 100.000 Einwohner)

Kreis

Bewertung in Schulnoten

Auswahl an Fahrzeugtypen Größe des Fuhrparks Alter des Fuhrparks

Abb. 2: Zufriedenheit mit dem Fuhrpark nach Größe der Kommunen 

Eine Auswertung nach Kommunen aus den alten und den neuen Bundeslän-

dern ergibt nur geringfügige Unterschiede (vgl. Abb. 3). Das allgemeine Niveau 

der Ausstattung mit Fahrzeugen scheint zwischen Ost und West im Wesentli-

chen gleich zu sein. Tendenziell eher unterschiedlich ist die Zufriedenheit mit 
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der Größe des Fuhrparks. Hier bewerten die Kommunen in den neuen Bundes-

ländern ihre Situation etwas schlechter. 

Zufriedenheit mit dem Fuhrpark

2,28

2,21

2,61

2,44

2,50

2,89

0,00 0,50 1,00 1,50 2,00 2,50 3,00 3,50

Auswahl an Fahrzeugtypen

Größe des Fuhrparks

Alter des Fuhrparks

Bewertung in Schulnoten

West Ost
 

Abb. 3: Zufriedenheit mit dem Fuhrpark nach Ost / West 

3.2 Strukturen der kommunalen Fuhrparks 

Die Fuhrparkstrukturen wurden ohne Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge erho-

ben, da an diese Fahrzeuggruppen besondere Sicherheitserfordernisse (not-

wendige Reservenbildung) gestellt werden. Daher müssen Effekte in diesem 

Bereich separat untersucht werden. 

Abbildung 4 zeigt die Fuhrparkstrukturen nach Fahrzeuggruppen. Der zahlen-

mäßig größte Anteil entfällt hierbei auf kommunale Sonderfahrzeuge, gefolgt 

von Pkw und Transportern. Diese Tendenz ist noch deutlich verstärkt, wenn 

man den Fuhrpark nach Fahrzeugwerten betrachtet. 

Aus dieser Beobachtung folgt, dass vor allem kommunale Sonderfahrzeuge in 

den Fokus der Betrachtung genommen werden sollten, da sich mögliche Effek-

te durch die interkommunale Nutzung bzw. externe Dienstleistung hier am 

stärksten auswirken. 
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Fahrzeuggruppen im kommunalen Fuhrpark (ohne 
Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge)

Anhänger 
12%Pkw und 

Motorräder

Vans
2%

Transporter
16%

kommunale 
Sonderfahrzeuge 

42%

Busse (mehr als 8 Sitze) 
1%

LKW ohne Sonderaufbau 
10%

 
Abb. 4: Kommunale Fuhrparks nach Fahrzeuggruppen (ohne Feuerwehr- / Rettungsfahrzeuge) 

Eine Auswertung im Hinblick auf die Gemeindegrößen ergibt, dass der Anteil an 

Pkw, Vans und Lkw ohne Sonderaufbau mit zunehmender Einwohnerzahl 

steigt, während der Anteil der kommunalen Sonderfahrzeuge und Anhänger 

dagegen abnimmt. Eigene Busse werden nur noch von Großstädten und Krei-

sen vorgehalten. 

3.3 Durchschnittsalter der Fahrzeuge 

Beim Durchschnittsalter lassen sich klare Unterschiede nach Fahrzeugklassen 

ausmachen. Die Frage nach dem geschätzten Durchschnittsalter ergab, dass 

die großen Pkw (Pkw der Oberklasse) im Schnitt am jüngsten sind (2,8 Jahre). 

Bei Annahme einer kontinuierlichen Erneuerung ergibt sich damit ein Ablöse-

zeitpunkt von rechnerisch 5,6 Jahren. 

Vergleicht man diesen Ist-Ablösezeitpunkt mit den geplanten Nutzungsdauern, 

wie sie z. B. im Rahmen der Zeitwertermittlung für kommunale Eröffnungsbilan-

zen empfohlen werden,9 kann keine Überalterung festgestellt werden: Die ge-

plante Nutzungsdauer liegt mit 6 Jahren sogar knapp darüber. 

                                                 
9  Vgl. beispielhaft Stadt Dortmund (o. J.), S. 51 und 60. 
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Rang (nach 
Durch-

schnitts-
alter) 

Fahrzeugklasse 

Durch-
schnitts-

alter  
(Jahre) 

Ablösezeit-
punkt IST  
(in Jahren) 

1 Große Pkw 2,8 5,6 
2 Krafträder 3,3 6,7 
3 Kleinbusse (8 - 16 Sitze) 3,6 7,2 
4 Kompaktvans 3,7 7,5 
5 Minibusse 3,9 7,9 
6 Müllsammelfahrzeuge 4,1 8,2 
7 Mittlere Pkw 4,4 8,8 
8 Kleine Pkw 4,8 9,6 
9 Abrollcontainerfahrzeuge 4,9 9,8 
10 Mähgeräte 4,9 9,8 
11 Werkstattwagen 5,0 9,9 
12 Straßenreinigungsfahrzeuge 5,0 10,1 
13 Kommunalee Mehrzweckgeräte 5,4 10,9 
14 Busse (mehr als 16 Sitze) 5,7 11,3 
15 Transporter 5,8 11,6 

16 Bagger, Lader, Erdarbeitsfahr-
zeuge 6,0 11,9 

17 Transportanhänger 6,1 12,2 
18 Kompakttraktoren 6,2 12,3 
19 Kommunaltraktoren (groß) 6,7 13,4 
20 Lkw ab 12 zGG 6,8 13,7 
21 Trommelhacker 6,9 13,8 
22 Kommunale Mehrzweck-Lkw 7,0 13,9 
23 Lkw bis 11,99 zGG 7,2 14,3 

24 Kanalreinigungsfahrzeuge, 
Nassfahrzeuge 7,2 14,4 

25 Hubsteiger, Teleskoparbeits-
bühnen 7,9 15,7 

Tab. 2: Durchschnittsalter in kommunalen Fuhrparks 

Auch im Vergleich zur gewerblichen Wirtschaft erscheint die Situation bei Pkw 

unkritisch zu sein. Im Vergleich zur gewerblichen Wirtschaft (Durchschnittsalter 

für Pkw ist 4,0 Jahre10) liegt der Durchschnitt in kommunalen Fuhrparks mit 

knapp 4,5 Jahren (gewichtetes Mittel) nur leicht darüber. 

Anders stellt sich die Lage für die kommunalen Sonderfahrzeuge dar. Die Hub-

steiger / Teleskoparbeitsbühnen bilden das Schlusslicht der Altersskala und 

werden im Durchschnitt erst nach 15,7 Jahren ausgetauscht, während eine ma-

ximale Nutzungsdauer von 12 Jahren geplant ist.  

                                                 
10 Vgl. Dudenhöffer (2005). 
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Über diese Rechenmethodik ergibt sich für die nach Fahrzeugklassen / -anzahl 

gewichteten kommunalen Fuhrparks eine Überalterung von ca. 35 % (ca. 3 Jah-

re). Das gewichtete Durchschnittsalter liegt bei 5,7 Jahren. 

Im Vergleich der alten mit den neuen Bundesländern ergeben sich keine we-

sentlichen Unterschiede. Allerdings lassen sich für einzelne Fahrzeugklassen 

Indizien für mögliche Differenzen feststellen. So scheinen kleine Pkw in den 

neuen Bundesländern jünger und kommunale Mehrzweckgeräte (z. B. „Multi-

car“), Kompakttraktoren und Transporter älter zu sein als in den alten Bundes-

ländern. Die Datenbasis reicht für eine hinreichende statistische Sicherheit je-

doch nicht aus. 

Die Feststellung des Durchschnittsalters allein genügt jedoch noch nicht für ei-

ne wirtschaftliche Aussage. Vielmehr ist hier eine ergänzende Berechnung der 

Vollkostenverläufe in Abhängigkeit von der Laufzeit vorzunehmen. Außerdem 

sind Nutzenaspekte zu beachten: Wie gut erfüllt ein neues Fahrzeug den öffent-

lichen Auftrag im Gegensatz zu einem alten Fahrzeug? Falls Kosten- und Nut-

zeninformationen in Abhängigkeit zum Fahrzeugalter vorliegen, können die 

wirtschaftlichen Ersatzzeitpunkte analytisch bestimmt werden. 

3.4 Fuhrparkcontrolling 

Um diese Daten auswerten und damit letztlich die wirtschaftliche Optimierung 

eines Fuhrparks vorantreiben zu können, ist eine zentrale Datenerfassung und 

Auswertung notwendig. 

Auf die Frage: „Werden die Daten Ihres Fuhrparks zentral erfasst und ausge-

wertet?“, antworteten 38 % der kleinen Gemeinden (< 5.000 Einwohner) sowie 

38 % der Großstädte mit „Nein“. Nur in den mittelgroßen Städten mit 20.000 bis 

100.000 Einwohnern ist ein Fuhrparkcontrolling häufiger verbreitet. Mehr als die 

Hälfte dieser Gruppe erhebt das Nutzungsprofil der Fahrzeuge und verfügt da-

mit über eine Abbildung der Leistungssphäre. Dies ermöglicht erst die Messung 

der Kosteneffizienz. 
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 Nein 
Ja,  

Fahrzeug-
anzahl 

Ja,  
Fahrzeug-

kosten 

Ja, 
Ver-

bräuche 

Ja,  
Nutzungs-

profile 

Sonstige 
Berichte/ 
Auswert-

ungen 
Gemeinde / Stadt  
(< 5.000 Ew.) 38 % 50 % 63 % 38 % 25 %   0 % 

Gemeinde / Stadt  
(5.000 – 20.000 Ew.) 25 % 56 % 57 % 57 % 20 %   9 % 

Gemeinde / Stadt  
(20.000 – 60.000 Ew.) 13 % 70 % 72 % 73 % 55 % 10 % 

Gemeinde / Stadt  
(60.000 – 100.000 
Ew.) 

  8 % 92 % 85 % 69 % 62 % 15 % 

Gemeinde / Stadt 
(> 100.000 Ew.) 38 % 62 % 46 % 54 % 31 %   0 % 

Kreis 17 % 61 % 72 % 61 % 50 % 11 % 

Tab. 3: Fuhrparkcontrolling nach Gemeindegröße 

Als Ergebnis kann hierbei festgehalten werden, dass eine zentrale Steuerung, 

Controlling und Kosten- / Leistungsrechnung, so wie es im Neuen Steuerungs-

modell empfohlen wird, in vielen kommunalen Fuhrparks nicht vorhanden sind. 

Im Vergleich zwischen alten und neuen Bundesländern zeigt sich, dass Kosten- 

und Leistungsmessungen in den alten Bundesländern signifikant weiter verbrei-

tet sind (vgl. Tab. 4). 

Frage: Werden die Daten Ihres Fuhrparks zentral erfasst 
und ausgewertet? Ost West 

Nein 15% 17% 
Ja, Fahrzeuganzahl 75% 65% 
Ja, Fahrzeugkosten (Abschreibungen etc.) 55% 67% 
Ja, Verbräuche (Diesel, Öl etc.) 50% 66% 
Ja, Nutzungsprofile (Kilometerleistung, Nutzungstage etc.) 40% 50% 
Sonstige Berichte / Auswertungen 10% 11% 

Tab. 4: Fuhrparkcontrolling nach Ost / West 

4. Indizien für Optimierungspotenziale 

Wenn die Auslastung eines Fahrzeugs gesteigert wird, dann können die Fixkos-

ten auf eine breitere Basis von Leistungseinheiten umgelegt werden. Regelmä-

ßig bildet die Kennzahl „Kosten pro Kilometer“ bzw. „Kosten pro Betriebsstun-

de“ die Messgröße für die Leistungseffizienz des Fahrzeugbetriebs. Es gilt also 

die These, dass sich Leistungseffizienz und Nutzungsintensität proportional 

verhalten. 
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Im Rahmen dieser Untersuchung wurde der Frage nachgegangen, ob bestimm-

te Fahrzeuggruppen ein größeres Potenzial für eine organisatorische Zusam-

menfassung (Fahrzeug-Pooling) aufweisen als andere. Eine erste Ableitung 

dazu wird anhand der Nutzungsintensitäten gebildet (vgl. Tab. 5). 

 Nutzung 
fast  

täglich 

Nutzung 
> 10  

Tage im 
Monat 

Nutzung 
4 - 10  

Tage im 
Monat 

Nutzung 
< 4  

Tage im 
Monat 

Stichproben-
umfang  

(Anzahl Fz.) 

Pkw und Kräder 96,9 % 1,9 % 1,3 % 0,0 % 1240 
Vans 95,8 % 2,8 % 1,4 % 0,0 % 180 
Transporter 98,3 % 0,9 % 0,9 % 0,0 % 1200 
Busse (mehr als 
8 Sitze) 100,0 % 0,0 % 0,0 % 0,0 % 38 

Lkw ohne Son-
deraufbau 92,6 % 4,7 % 1,8 % 0,9 % 763 

Kommunale 
Sonderfahrzeuge 80,6 % 10,6 % 7,3 % 1,5 % 3123 

Anhänger 58,7 % 13,1 % 18,3 % 9,9 % 903 
Tab. 5: Nutzungsintensität von Fahrzeugen (nach Fahrzeuggruppen) 

Es zeigt sich, dass vor allem die Fahrzeuggruppen  

• Lkw ohne Sonderaufbau, 

• kommunale Sonderfahrzeuge und 

• Anhänger 

nicht ständig benötigt werden und damit gegebenenfalls durch Auslastungsstei-

gerungen Effizienzvorteile entstehen könnten. 

Auf Ebene der Fahrzeugklassen weisen vor allem 

• Mähgeräte,  

• Trommelhacker, Transportanhänger, 

• Bagger, Lader, Erdarbeitsfahrzeuge, 



48 

• Kompakttraktoren und 

• Hubsteiger 

hohe Standzeiten auf. 

Um diese Indizien für Optimierungspotenziale weiter zu erhärten wurde zusätz-

lich gefragt, welche Fahrzeuge saisonale Schwankungen bezüglich der Nut-

zung aufweisen.  

Fahrzeugart Rang Anteil der saisonal genutz-
ten Fahrzeuge in % 

Mähgeräte 1 83 
Trommelhacker 2 58 
Krafträder 3 50 
Kanalreinigungsfahrzeuge, Nassfahr-
zeuge 4 23 

Straßenreinigungsfahrzeug 5 22 
Bagger, Lader, Erdarbeitsfahrzeuge 6 13 
Kompakttraktoren 7 9 
Kommunale Mehrzweck-Lkw 8 7 
Transportanhänger 9 7 
Hubsteiger, Teleskoparbeitsbühnen 10 4 
Abrollcontainerfahrzeuge 11 3 
Kommunale Mehrzweckgeräte 12 3 
Werkstattwagen 13 2 
Kommunaltraktoren (groß) 14 2 
Minibusse 15 2 
Lkw bis 11,99t zGG 16 2 
Lkw ab 12t zGG 17 1 
Kleine Pkw 18 1 
Übrige Fahrzeuge 19 0 

Tab. 6: Ranking der saisonalen Nutzung von Fahrzeugen der Kommunen 

In Tabelle 6 wird deutlich, dass einige Fahrzeugklassen sehr starken Nutzungs-

schwankungen unterliegen, während andere Fahrzeugklassen permanent ge-

nutzt werden.  

Neben den üblichen Saisonfahrzeugen, deren Einsatz sich auf Grund natürli-

cher Abläufe ergibt (z. B. Mähgeräte für Grünschnitt), sind auch Fahrzeuge 

Schwankungen unterworfen, von denen dies nicht direkt zu erwarten war (z. B. 

kommuale Mehrzweck-Lkw).  
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Hier gilt es zu prüfen, ob sich die Bedarfskurven unterschiedlicher Kommunen 

überlagern oder ob es gegebenenfalls sequenzielle Nutzungsmöglichkeiten 

gibt. Dabei spielt die Planbarkeit des Fahrzeugeinsatzes eine wesentliche Rolle. 

Während ein Pooling z. B. von Winterdienstfahrzeugen auf Grund des schwer 

planbaren bzw. sich überlagernden Bedarfs wenig geeignet erscheint, könnte 

eine entsprechende Einsatzplanung z. B. bei Straßenreinigungsfahrzeugen  

oder bei Hubsteigern eine Poolinglösung begünstigen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es empirisch belegbare Indizien für 

Optimierungspotenziale im kommunalen Fuhrpark gibt, die sich mit auslas-

tungssteigernden Methoden, wie z. B. Poolinglösungen, heben lassen. 

Diese Potenziale sind vor allem bei den kommunalen Sonderfahrzeugen, Lkw 

und Anhängern vorhanden. Eine genaue Aussage zu möglichen Effekten des 

Poolings – sei es über die interkommunale Fahrzeugnutzung oder durch (Spit-

zenlast-)Abdeckung mittels externer Dienstleister – ist jedoch nur bei genauer 

Erhebung des individuellen Nutzungsprofils möglich. 

5. Das Potenzial der interkom munalen Fahrzeugnutzung und der en 
Hindernisse 

Im weiteren Verlauf der Untersuchung wurde erhoben, inwiefern die Kommunen 

heute bereits Fahrzeuge interkommunal nutzen oder Dienstleister mit fahrzeug-

bezogenen Aufgaben betrauen.  

 
Nein 

Nein, aber  
in Zukunft  

wahrscheinlich 
Ja 

Gemeinde / Stadt (< 5.000 Ew.) 89 % 11 %   0 %
Gemeinde / Stadt (5.000 – 20.000 Ew.) 77 % 17 %   6 %
Gemeinde / Stadt (20.000 – 60.000 Ew.) 81 % 6 % 13 %
Gemeinde / Stadt (60.000 – 100.000 Ew.) 75 % 13 % 13 %
Gemeinde / Stadt (> 100.000 Ew.) 95 % 0 %   5 %
Kreis 76 % 14 % 10 %
Mittelwert (gewichtet) 78 % 13 %   8 %

Tab. 7: Interkommunale Fahrzeugnutzung heute und morgen 
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Auf die Frage „Nutzen Sie bereits Fahrzeuge gemeinsam mit anderen Kommu-

nen?“ antworteten vor allem die kleinen Gemeinden und die Großstädte mit 

„Nein“ (vgl. Tab. 7). Am weitesten verbreitet ist die interkommunale Fahrzeug-

nutzung wiederum bei den Kommunen mit 20.000 bis 100.000 Einwohnern so-

wie bei den Kreisen. 

Bei der Nutzung externer Dienstleister ergibt sich ein vollständig anderes Bild: 

Hier sind es vor allem die kleineren Kommunen, die fahrzeugbezogene Leis-

tungen intensiv outsourcen (vgl. Tab. 8). 

Der gewichtete Mittelwert zeigt, dass der Trend zur interkommunalen Fahr-

zeugnutzung etwas stärker ist (13 %) als der Trend zur Nutzung externer 

Dienstleister (7 %), letztere jedoch bereits heute deutlich stärker genutzt wer-

den. 

 
Nein 

Nein, aber  
in Zukunft  

wahrscheinlich 
Ja 

Gemeinde/ Stadt (< 5.000 Ew.) 30% 0% 70% 
Gemeinde/ Stadt (5.000 – 20.000 Ew.) 33% 7% 60% 
Gemeinde/ Stadt (20.000 – 60.000 Ew.) 38% 8% 54% 
Gemeinde/ Stadt (60.000 – 100.000 Ew.) 31% 0% 69% 
Gemeinde/ Stadt (> 100.000 Ew.) 50% 0% 40% 
Kreis 59% 9% 32% 
Mittelwert (gewichtet) 35% 7% 60% 

Tab. 8: Nutzung von Dienstleistern heute und morgen 

Die interkommunale Fahrzeugnutzung ist „eine bi- / multilaterale Angelegenheit. 

Eine Kommune kann auf diesem Wege nicht nur Leistungen bekommen, sie 

kann auch ihrerseits Leistungen zur Verfügung stellen, um beispielsweise     

Überkapazitäten auszulasten.“11 

Damit ergeben sich vermehrt Schnittstellen und somit Quellen für mögliche Frik-

tionen, welche die praktische Umsetzung der analytisch identifizierten Potenzia-

le verhindern können. Es wird davon ausgegangen, dass die Einstellungen der 

Durchführenden vor Ort eine mögliche Realisierung von Optimierungsbemü-

hungen entscheidend beeinflussen. Die Einschätzung, ob und inwiefern prakti-

                                                 
11 KGSt (2007), S. 43f. 
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sche Umsetzungsprobleme zu erwarten sind, wurde daher empirisch beleuch-

tet. 

„In Baubetriebshöfen werden naturgemäß unterschiedlichste Maschinen, Kraft-

fahrzeuge und Geräte benötigt, die aber nicht immer durchgängig ausgelastet 

werden können. Bessere Auslastung und dadurch Kostensenkung kann u. U. 

durch wechselseitiges Ausleihen bzw. bedarfsorientierte Miete (gegen Kosten-

erstattung oder Gegen-Ausleihe, im Maschinenring) erreicht werden. Voraus-

setzung ist, dass sich die Verfügbarkeit organisieren lässt. Es gilt ferner zu be-

denken, dass nicht alle Geräte einfach transportfähig sind und zusätzliche We-

gezeiten anfallen.“12 

Hindernisse bei interkommunaler Fahrzeugnutzung

3,68

3,39

3,33

3,20

3,19

3,14

2,85

2,79

0,00 0,50 1,00 1,50 2,00 2,50 3,00 3,50 4,00

Uneinigkeiten bei Rückschäden

Verbringung der Fahrzeuge von Kommune A zu
Kommune B

Gemeinsame Festlegung von Ausstattung und
Typ des Fahrzeugs

Aufwand bei der Übergabe des Fahrzeugs

Abrechnung der laufenden Fahrzeugskosten

Abrechnung der Investitionskosten

Wettbewerbsrechtliche Einwände privater
Dienstleister

Einweisung in das Fahrzeug und die Anbaugeräte

Schulnoten (1 = problemlos; 5 = ständiger  Ärger)

 
Abb. 5: Hindernisse bei der interkommunalen Nutzung von Fahrzeugen 

                                                 
12 KGSt (2007), S. 45. 
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Abbildung 5 zeigt die Antworten der Kommunen auf die Frage nach den größ-

ten praktischen Hindernissen der interkommunalen Fahrzeugnutzung. 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass vor allem Abstimmungsprobleme (Kon-

figuration, Rückgabe) derzeit eine stärkere Nutzung von Fahrzeugen durch 

mehrere Kommunen verhindern. 

Außerdem wird der Transport zwischen den einzelnen Bedarfsorten als proble-

matisch angesehen. Eher unproblematisch erscheint dagegen die Umgewöh-

nung / Einweisung in die Fahrzeuge / Geräte zu sein. Ebenfalls werden wettbe-

werbsrechtliche Einwände privater Dritter vergleichsweise unkritisch gesehen. 

6. Zusammenfassung 

Es gibt solide Hinweise darauf, dass die interkommunale Fahrzeugnutzung und 

die Nutzung von externen Dienstleistern derzeit noch ungehobene Effizienzpo-

tenziale für die Kommunen bieten. Vor allem im Bereich der kommunalen Son-

derfahrzeuge kann die sinnvoll aufgebaute Vergabe von Teilaufgaben oder eine 

interkommunale Kooperation das Leistungsspektrum des kommunalen Baube-

triebshofes gezielt erweitern und / oder dessen Wirtschaftlichkeit steigern.13  

In der Praxis wird der interkommunalen Fahrzeugnutzung dennoch mit Zurück-

haltung begegnet: „Trotz erzielbaren wirtschaftlichen Nutzens erstaunt, dass 

vielerorts Zurückhaltung, ja gar Widerstände gegen interkommunale Zusam-

menarbeit zu beobachten sind. Dies ist nicht angebracht. Interkommunale Zu-

sammenarbeit ist eine unter mehreren Handlungsalternativen und sollte als sol-

che nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet und analysiert werden. 

Nur so kann für die Kommune die beste Lösung gefunden werden.“14 

Die Vorbehalte der Praktiker sind vielschichtig. Wie gezeigt wurde, werden vor 

allem Uneinigkeiten bei der Übergabe und Konfiguration der gemeinsam ge-

nutzten Fahrzeuge sowie deren Verbringung als problematisch angesehen.  

                                                 
13 Vgl. KGSt (2007), S. 9. 
14 KGSt (2007), S. 46. 
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Allerdings bietet diese Art der Kooperation durchaus neue Möglichkeiten der 

Effizienzsteigerung und stärkt die Wettbewerbsposition der kommunalen Leis-

tungserstellung gegenüber privaten Dienstleistern: „Im Reutlinger Baubetriebs-

hof hat man Arbeiten, die bereits ausgelagert waren, wieder in den Betrieb zu-

rückholen können, da diese durch Umorganisation bzw. Zusammenarbeit mit 

Nachbargemeinden und neue Geräteanschaffung heute wesentlich günstiger 

angeboten werden als das private Anbieter können.“15 

Neue Möglichkeiten können z. B. auch dadurch entstehen, dass im Wege einer 

interkommunalen Kooperation leistungsstärkere Fahrzeuge beschafft und wirt-

schaftlich betrieben werden können, was bei alleiniger Nutzung nicht der Fall 

wäre. Hier bieten sich vor allem für die kleineren Kommunen Effizienzpotenzia-

le. 

Neben den praktischen Bedenken steht die interkommunale Fahrzeugnutzung 

generell in der Aufmerksamkeit des Wettbewerbsrechts. Gerade die jüngere 

EuGH-Rechsprechung, die Wettbewerb vor Kosteneinsparung setzt, ist hier 

weiter kritisch zu beobachten. 

Als mögliche Form der Kooperation kommen z. B. Zweckverbände in Betracht. 

Wird die Beteiligung eines privaten Dritten erwogen, der für eine zusätzliche 

Auslastung sorgen könnte, so ist dies generell nur in privatrechtlicher Form 

möglich16 – mit allen Konsequenzen für die umfangreiche Organisation und 

kaufmännische Abwicklung. 

Die Einbindung privater Partner, die nach einer entsprechenden Ausschreibung 

als Leasinggeber bzw. Vermieter (für eine oder mehrere Kommunen) auftreten, 

könnte einen weiteren Lösungsweg darstellen. Hierbei könnten zusätzliche qua-

litative Vorzüge gewerblicher Leasinggeber / Fahrzeugvermieter für die Kom-

munen erschlossen werden, wie z. B. die Realisierung von Einkaufssynergien, 

Erschließung von Folgemärkten etc. 

                                                 
15 Gminder (2005). 
16 Vgl. KGSt (2002), S. 54. 
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Inwiefern diese wirtschaftlichen Optimierungspotenziale im konkreten Beispiel 

gehoben werden, hängt von dem individuellen Bedarfsprofil und den geschlos-

senen Vertragsverhältnissen ab. Da Leasinggeber gewinnorientiert arbeiten, 

kann ein nachweisbarer wirtschaftlicher Vorteil für die Kommunen nur insofern 

entstehen, wie Effizienzgewinne über günstige Preise vom Leasinggeber / Ver-

mieter an die kommunalen Kunden weitergegeben werden. Zusätzlich müssen 

diese Gewinne im Rahmen geeigneter Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im 

Sinne der jeweiligen haushaltsrechtlichen Regelungen gemessen werden. 

Als Fazit ist festzustellen: Auch über den bei dieser Erhebung beschriebenen 

Stand hinaus sind Optimierungspotenziale in den kommunalen Fuhrparks er-

kennbar. Es stehen verschiedene Alternativen zur Erschließung dieser Potenzi-

ale zur Verfügung, wobei je nach gegebenen Rahmenbedingungen durchaus 

unterschiedliche Ansätze zum Erfolg führen können. Die wesentliche Heraus-

forderung der Kommunen besteht darin, das für die jeweiligen örtlichen Beson-

derheiten sinnvollste Instrument zu identifizieren und zur Wirtschaftlichkeitsstei-

gerung im Fuhrpark einzusetzen. 
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